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Thun kund und fügenhiemitzu wissen-
»

l

Da im Lauf diesesJahres auf die Anfragen einzelnerLandes-Jnstiz-Co11e-
giorum Bescheidungenerfolgt find, welchesowohldas algemeineTLandrechyals die
algemeine Gerichts-Ordnung näherbestimmtund erläutert haben, so istnöthighe-
funden worden, dieseVorschriftenzu sammeln,. und hiedurehzur allgemeinenRicht-
schnurbekannt Zu machen. -

-

"

.

—

,

!

"Zu den H-5.576und733.-Tit-o. P. II. des algemeinenLandrechts.
«

-, Den PflegecilterngebühretpieBefugniß,die Religionzu bestimmen,inmi-
cher die Von ihnen angenommene Kinder bis zum zurückgelegt-rn-14ten Jahre ihres
Alters erzogen werden sollenzwenn-gleich die-leiblicheAeitern des angenommenen

Kindeseinem andern Glaubensbekenntnissezugethan gewesen.

s Zu dem S. gez Tit, ,7. P. IL des aigcmeinenLandrechts.-

Wenn beurlaubte Soldaten sichim GesindedienststrafbareVer-gehangenIts
YWMkommen lassen, gebühretdie Bestimmungder Strafe den Militair-

«
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Zu den ZE.696und862.Tit. 18. P. Il. des algemeinenLa-ndrechts.

Jn denjenigenProbinzenj in welchendie Vbrfchrift des algemeinen Land-

rechts wegen-dererst nach zurückgelegtem24stenJahre eintretenden Großjahrigkeit

UVchMchkeingefühtetWVMUI soll VM nöchstenVerwandten und Vormundernsol-

-cherfrühermajorenDiverdendranersonenVerstattetseyn, auf Verlängerungder Vor-
«

MUUdfchaftbis «zUm«z-i.inI-kkg.rlckgiten24sten Jahre anzutragen,5««ijnsofern die Ausfüh-
·

rung der PflegebefohlnenshiezuhinlänglicheVeranlassunggegebenhat; Das Vor-

mundschafrskHEollegiuÄmmuß,an befundenekksulassigkeiteineshieraus-gerichtetenGe- -

suchsdie erforderlichenVorkehrungentreffeieWsderPstegebefohlnenur dieDis-

positionüber die RebenüenfeinesVermögenserhalte. «. Dagegen bleibt die Substanz
des Letzternbis nach zurückgelegtem24stenJahre unter obervormundschaftlicherAuf-

sichtund Gewahrfam, so daßdem Pflegebefohlnennicht gestattet wird, Schulden

zu machenoder eigenmächtigsolcheVerbindungen einzugehen, wozu bei)»Minder-

jährigenoberbormundschaftlicherConsens erfordert wird-.
»

«

«
Einschränkungendieser Art müssendurch drenmalige Einrüekiingin die Zei-

·

tungen und Intelligenz-Blätterder Provinz bekanntgemachtwerden.
s

IV.. i

i

Zu den Is. 33. 34. Tit. Irund Z. 39——43. Tit. 3. P. l. der algekinesisnen
Gerichts-Ordnung, ingleichenZ..82.Tit. 6. Z. x9.·T-it.7. g. Ist

-

» und-ebenTit-s. P. II- des algeineinenLa·ndrech.ts.
«

. -

-

Zur Legitimation in; den Proeejstm sworanStrjdtgenieinenTheil nehmen,
ist es , in fo fern überBürgervermügen(§s. 159. 16 t. Tir. 8.P.1k. des Landrechts)
gestritten wird, in der Regelerforderlich, daßdas GenehmigungseReseriptsdjerVor-,-

gesetztenKriegs- und DomainewCammer von Seiten der- als Klägeroder als Be-

klagten erscheinenden«Gemeinde-Deputirten·beygebraehtwerde." Der Mangel dieser

Authorisarionbewirkt indessen-keineNullitåt des erfolgendenVerfahrens, sondernder

Proeeßs auf Kostenderer—·sort:,die ihn geführtoberVollmacht dazu ertheiltshabem
es sey-denn, »daß.ein solcherProz-eßaus erheblichenGründen geführtworden,- in

, welchemFall die anfgelaufenen Kostenaus dem Bürgervermügerrberichtigtwerden
können. Zu diesem Behuf mußden-Abfassungdes Erkenntnisses,oder derjenigen
Verfügung, wodurch das Verfahren beendigt wird , jederzeitfestgesetztwerden , ob-

die Vlie-PellrlidseßfkchrelldsnMitgliedern Mk VskstsllxmkderGemeine oder

aus dem Bürgervermögenbezahltwerdensollen,
»

HiebeyVerstehetes sichVon selbst,
daß bte einer günstigen-Entscheidungdie Kostenausdem für die BürgerschaftErstrite
tenenberichtigtwerden müssen.

"

-

'
)

- T
" ’

-«

, Wenn-hingegen der Proeeßdas Cänimeren·-Vernibge"nCZ.138. 139. Tit. 8.
P. lI. des Landrechts) betrifft, so ist die Genehmigung ders VorgesetztenKrie«"gs--und

« —Domainen«-Cammerzur Anstellungder Klage oder Erklärungdarüber dergestalt
wesentlichnothwendig , daß der Mangel derselbeneine Nullitåt des ganzen Ver-

fahrens-bewirkt
«

«

«
f

,- ;

-

.

-

Beh ProcessenfworanDorfgemeindenTheil nehmen, mußdie Genehmigung
der Ginhsherrfchaftzur AnstellungdexKlage und deren Beantwortung in jedem Falle

beugedrachsiwerdemin fo-fexnsnichtfdie GuthshertfchaftfelhßEalsGegner der Ge-

meine dabeyein eigenesInteressehat.
«

«



«betniant»cls««nndder Ekedetsschnnn

F. Eg.No;«3—9,;f1’it.23. P. L —

»

dexGerichts-Ordnung
! «

« «

; se »denes. :.s 2.s Tit. ’3.und

Ausdas persönlicheErscheinender Partheyenbei)proeessnalischenVerhandlun-
gen muß nur dann gedrungen-werden, wenn der Richter deren GegenwartZur Ans-

mittelnngdeeWahrhtitseitunentbehrlichnöthigerachtet.»So;bialdsdieser-Hauptzwecks
nichtbereitete-wird,sollden Parthenen die Befugniß, die TeemineidnrchentäßkgeM
Vollmachtigteabzuwarten, nichterschwert-,ihnen sancherlaubt seyn1,«sdienErstattnng «z.
der Gebüheendes BevollmächtigtenVondem zum Kosten-ErsatzverurtheiltenGegner

«

tu fordern--« »

-- i-

Zu den Fis.317—329. Tit, ro. P.· I. dee««Gerichts-Oednung.«
"

Bey den Epdesleistnngender Jüdinrienbedarfes.—:ni«chtderAnlegnngdes Ge-

Zu den Eg. 95——96. Tit- «"4-.P— I. der Gerichts-Ordnung.
«

, .
.

Wenn ein Gläubiger-,welcherschnldigerachtetworden, seinemzur Classeder.
Künstleroder-Handwerker sgehdeendesnSchuldner Zahlungs-Termine zu bewilligen,
hiernachstbehanptet,daßdieUmständesichgeändert,daßderiSchnldnetderihm Zu-

gestandnenNxchjtswohlthatsich unwerth bezeigey oder daßdie-bey·der"Verfügung
-

zum Grunde liegendeThatsachennnrichtigbefundenworden, sosindeteben das Ver-
fahren statt, welches wegen des Morakorii in der algemeinenGerichts-Ordnung
P. I. Tit. 47. §.-4c; Vorgeschriebenist, so wie in AnsehungderzulåßiigenRechtss-
mittel gegen das- auf sothanesVerfahrenersolgende Erkenntnjßder se 424 dieses
Titels zur Richtschnurdiente

— « «- -

.- sz
-

.

ZU den Mk 106. TIts «24. und g. Eg. 23. Tit. Falk-. I. der
.

"

»

Gerichts-Ordnung.
Die wegen des exeeutivischenVerfahrens gegen verschuldeteOssicianten im

7ten Abschnittedes Circulakjs vom zosteuDecember 1798 enthaltenenVorschriften
habenBedenken Veranlasset, weshalb folgendesfestgesetztwird.

-

-
- §. I. , «

.

.

- Diese Eircular-Verordnung findetnur beydensim würklichenKöniglichenCi-

vildienststehenden,nicht aber bel)Verabschiedetenoder pensionirtenOssieianten,auch
nicht bet) solchenPersonen Anwendung, welche in geistlichen,landschaftlicheuvpdek
magistratualischenBedienungen stehen.

· -

J

,§. 2.

DieDisposition des §. tedes cikculakis gilt nur beywütklichenDen-lehnennnd in "«

solchenFällensivoein Verdacht obwaltet,daßwucherlicheAnleihenunter der Gestalt
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eines andern Gefchäftsverstecktsind, dahingegenkann, zum Beyspiel,wegen Ali-
«mente,.»GesindelohtpEntfchädigungenzfodurchimerl-aubte,Handiungenbegründet
werden«-fundin ähnlichenFällendie Hälfteder Befoldung eines KöniglichenEtuis-
Qfsicianten in Befchlagund ais-ObjektderExecutivnangenommenWerden-

; — ’i«- «

«

«.:s«,«««« · ;-
" «

.-
- S· z. -

-

«

Königlicheilsjivil-Officianten·könnensich-derErfüllungrechtlicherPerbindlicheZeiten«dadurch nieixpentiziehem daß sie blosdie Vorschriften des Circulans als
Schutzwehranführen,sondern-die wider sie ergehendeJudieate müssenvielmehrun-

terdennachdemgedachtenCircuiaui statt findendenEinschränkungenzur Execution
gebrachtwerden, in so fern nicht der Schuldner sich zur Abtretung feinesVermö-
gens erbietet, welchenfallsvorgefchriebnermaßenzu verfahren ist.

«

,
.

· §.«4.
«

«

»

»
»

»

Das mehrgedachteCirculareistmichauf Forderungenauwendbar, welchevor--
dessenPublikation entstanden«;find,in so fern das Gehalt des Qfsicianten erst nach
diesemZeitpunkt in Befchlag genommenwird. Die EntfagungkdessSchuldners auf
die im Circulari verlieheneWohlthaten Verdient nur in fo weit Rücksicht,als diese
Entfagungin derFolge von dem Schuldnernichtwiderrufenwird.

"-

-- -«—-Zu dem g, I. Tit. 34. P. I. der chszeriehts-L·«)rd«nung.v
. Bey Jnjurienfachenderjenigen,welchezum Bürgerstandegehören, ist es oft

zweifelhaft,ob manxsiezum höhernoder mittlern-Bürgerstanderechnenfoll. Es muß-
daher der Richter-«ersterInstanz in jedem einzelnenFalle, nach der ihm bevwohnem
den«-Kenntnißfeiner,Gerichtseingefesfenen, und nach der allgemeinenMeinung,-worin
diesesoderjenesIndividuumbev.feine;scgteichensstehet,.pflichtmäßigund ohne Rück-
sicht, obfolchesHandwerker oder Kaufleutesind, bestimmen, in wie sfern dasjenige,
was wegen des höhernoder dasjenige Anwendung finde, was wegen des niedern
Bürgerstandesgesetzlichvorgefchriebewwvrdem Hierüber muß fodann mit An-
führungderGründedas Erforderlichezu den Akten verzeichnetwerden, um dadurchdas ErmessenderhdhernInstanzengehörigvorzubereiten

«

Zu den·sg.·«23».·24. Tik.’3,6.sz.zIzderspGzerichtsOrdnungs
Die Verwandte eines abwesendenCantonpsiichtigenkönnendurch Nachw-

chungder öffentlichenVorladungdesselben,Behufs der Todeserklärung, «die Folgen
eines auf Instanz der Invaliden-;TasseergehendenConsiscationskErkenntnisse-sin Am
sehng künftigerErbschaftsanfällenichtentkråften. Es tritt vielmehr die Invaliden-
Tassein des ausgetretenensEantonpflichtigenStelle , iu fo fern nicht von den Mit-
erben nachgewiesenwerdenkanm daßder Eantonistzur Zeit des Erbanfalls würklich
verstorbengewesen-,oder das 7ofteJahr fein-esAlters vollendet gehabt. Jm letzteren
Falle bleibenjedochauch dann die Rechteder Invaliden-Tasseungekränkt,wenn die-
selbeheweifenkann, daßder mehr als siebenz'gjährige’ausgetreteneCantonistzur Zeit
Prescxdnylallsnochwürklicham Lebengeivefensep. «

.

O
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XI;
,

-

ZUdem s. 41.-.-Tli··.«44.P- L der Gerichts-Ordnungss«

Die Appelletkössgeselle-THEMMÆW Wle ErkemwwssoosukchW
Pachkzkikfür ahgelausengesichtetwird, hat ohne Rückstchtk«obs,ciiii"RETUWUHIÆ
kannt oder nicht erkannt worden -,

·

in allen Fällenelfcsåtthtfufxzenlsrzttrhzgedochtrink
·

dieJnstructionundEntscheidungder folgendenInstanzenjederzeltdorzügliilj««e’schletiiiisi

jtuerdem
, "

»

«

(

sz
L

»

«
.

·

«
T

.
«- . «—«-xll.-

. .

ZUdem Z. 403. TIE·Eos-P-«I-der GerichtseOVdelgssp
»Das den KöniglichenSalarien-Eassen in Concursen gebührendeVorzugs-

rechtstehetauch den Galanten-Gassen der ObersBerngemtee und der Von densel-

ben-ablzä;tg«ende»nBerg-Armee dergestaltzu,- daßsiein Ansehung der ihnen gedieh-

rendenRückstäjndeinden PrioritätsÆrkerfntnisseneinsgleicheArtswiesdieübrigeKö-
nigl.Sal.arien-Cassen anzusetzensind. z»

.

.

»

-

.

H- - «sss«
-

-

— xlIL

Zudem S. 47I. Tit-.,50f.»1?.»l.»derGerichts-Ordnung

Die in Wechselsotmausgestellte Schuld -.D"ocumente nichtwechselfåhigee
Personen sind in Absichtdes Vorzugsrechtsder daraus tn Concursen liquidirten For-

derungen den Wechselngleichzu achten und in die sechsteClasse zu loeiren.

-. .

.x1v. ,

Zu deinS. 3z Tit 1. P«"Il. der Gerichts-Ordnung

Wenn Verträgewegen Veräusserung,Verpfändungoder-Belastungliegen- —

·

der Gründebet)dem Gerichte aufgenommen worden, in dessenGerichtsbezirksolche
«

belegen sind, und alles- enthalten,- wasbey der nachden Provincial-Geselzenzum

VölligenAbschlußnothwendig-enVerlautbarung erfordert wird, so bedarf es keiner

nochmaligengerichtlichenAnerkennungund Verlautbarung des Vertrags , sondern es

ist hinlänglich,wenn am Schlußdes Protokolls bey dem Ver-merk der erfolgten

Vorlesungund Genehmigung-desselbenhinzugefügtwird ,· daßdadurch zugleichdie

Verlautbarung bewürktwerde.
»

-

-

XV. -

«

«

.

Zudem s. 9. Tit-I. P- Il. der Gerichts-Ordnung;
Bey Schenkungen und ErrichtungVon Einkindschaften,welchedie Kraft und

WürksamkeitgerichtlicherVerhandlung haben sollen, gebühretden Partheyen die

UnbeschrånkteWahl, an welches gehörigbesetzteGericht-sie sichlvegen Vollziehung -

einersolchenVertrages wenden wollen.
s

v



-

«

XVI.
,

—

Zu dein s. s. Abschnitt.1.Tit-, 2. der Hypotheken-Ordnung.
»DieLegalisirnngderen Hypothekensacheneinst-reichendenVorstellungendurch

die MituntepschrifteinesJnstFz-Commiffariiistnnr dann erforderlich,wenn der Jn-
-te·ressentin ErmanglunghmlcmglicherKenntnisseder Rechte nnd Landesgesetzezu der-
gleichenEingnbensich-fremderAssistenzlbedienenmuß.

«

v

, «
Nachdieer Vorschriko habensichsämmtlichehöherennd niedere Gerichte

nnd Vormundschafts-Collegia,ingleichendie angestelltenFiskåleund Justiz-Com-
missarienauf das genauestezu achten, des Enden gegenwärtigeVerordnung durch
den Drncköffentlichbekanntgemachtwerden sou.

,

GesetzenBerlin , den istenDecember-.M

AufSeiner-Königlichen. Majestcitsallergncidigsttn
Special-Befehl., «

«-

"o.v«ledbeck.
«


